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1. Einleitung  
Zur Bewältigung der Klimakrise ist der Ausbau der Solarenergie ein wichtiger Baustein. Gleichzeitig 

stellt die Realisierung – zumeist großflächiger – Photovoltaik-Freiflächenanlagen (PV-FFA) in der Re-

gel einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Sind Beeinträchtigungen zu erwarten, werden diese 

regelmäßig im Rahmen der Bauleitplanung sowie der sich anschließenden Vorhabengenehmigung, 

etwa durch Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, bewältigt.1  

In Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen und Thüringen ist die Errichtung von PV-FFA unter 

bestimmten Voraussetzungen verfahrensfrei gestellt2. Das heißt, abweichend von der bisherigen Pra-

xis – der privilegierten und der nicht privilegierten Zulassung von PV-FFA3 – ist für die Realisierung 

verfahrensfreier Solarparks kein baurechtliches Genehmigungsverfahren und keine Unterrichtung 

der Bauaufsichtsbehörde vorgesehen4. Bislang galt die Verfahrensfreistellung nur für gebäudeab-

hängige Anlagen bzw. Anlagen bis zu einer bestimmten Größe (9 x 3 m)5. Durch die Ausweitung soll 

nun auch der Ausbau von großflächigen PV-FFA dadurch beschleunigt werden, dass der behördliche 

Prüfaufwand reduziert und auf den Vorhabenträger übertragen wird6. Die Neuregelungen beruhen 

auf Änderungen der Musterbauordnung7.  

Mit dem Entfall des baurechtlichen Genehmigungs- und Anzeigeverfahrens stellt sich aus Sicht des 

KNE die Frage, inwiefern naturschutzrechtliche Belange bei Planung und Bau verfahrensfrei gestellter 

Solarparks zukünftig berücksichtigt werden. Dies ist relevant, da aufgrund des Zusammenwirkens 

von Klima- und Biodiversitätsschutz der Ausbau der erneuerbaren Energien nicht zu Lasten des Na-

turschutzes erfolgen darf. Gleichermaßen müssen klimaschutzfördernde Projekte rechtssicher 

umsetzbar sein, um die beabsichtigte Ausbaubeschleunigung zu erreichen. Aus diesem Grund stellt 

sich weiter die Frage, welche rechtlichen Risiken sich aus der Verfahrensfreistellung für die Antrag-

steller ergeben und wie diesen begegnet werden kann.  

 
1 KNE (2025): Bilanzierung des Kompensationsbedarfs bei Solarparkprojekten − Spezifische Ländervorgaben für die Ein-

griffsregelung. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026). 
2 Vgl. Art. 57 Abs. 1 Nr. 3 a) bb) und Abs. 2 Nr. 9 BayBO; § 50 Abs. 1 LBO BW i. V. m. Anhang 1 Nr. 3c); § 60 Abs. 1 NBauO 

i. V. m. Nr. 2.2.3a) des Anhangs; § 63 Abs. 1 Nr. 3c) ThürBO. 
3 KNE (2024): Bauplanungsrechtliche Teilprivilegierung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen - Ein rechtlicher und natur-

schutzfachlicher Vergleich mit nicht-privilegierten Anlagen. Aktualisierte und ergänzte Fassung. 16 S. 14. Link zum 

Dokument (letzter Zugriff: 20.01.2026).  
4 Vgl. zum Begriff der Verfahrensfreistellung von PV-FFA in Abgrenzung zur Genehmigungsfreistellung von Ammon et al., 

Photovoltaik-Freiflächenanlagen: Rechtsfragen zu Rückbauverpflichtungen und Repowering, 2025, S. 20. Link zur Inter-

netseite (letzter Zugriff: 20.01.2026). 
5 Siehe etwa die Aufzählungen in § 61 MBO, Art. 57 BayBO, § 50 LBO BW, § 60 BauO LSA. 
6 Ministerium für Landesentwicklung und Wohnen Baden-Württemberg: LBO-Reform „Schnelleres Bauen“. Link zur Inter-

netseite (letzter Zugriff: 20.01.2026)  
7 Musterbauordnung, Fassung November 2002, zuletzt geändert durch Beschluss der Bauministerkonferenz vom 

26./27.9.2024, S. 47. Link zum Dokument (letzter Zugriff: 20.01.2026).  

https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/bilanzierung-des-kompensationsbedarfs-bei-solarparkprojekten/
https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/bauplanungsrechtliche-teilprivilegierung-von-photovoltaik-freiflaechenanlagen/
https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/bauplanungsrechtliche-teilprivilegierung-von-photovoltaik-freiflaechenanlagen/
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/photovoltaik-freiflaechenanlagen-rechtsfragen-zu
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/photovoltaik-freiflaechenanlagen-rechtsfragen-zu
https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/bauen-wohnen/baurecht/bauordnungsrecht/lbo-reform-schnelles-bauen
https://mlw.baden-wuerttemberg.de/de/bauen-wohnen/baurecht/bauordnungsrecht/lbo-reform-schnelles-bauen
https://www.dibt.de/fileadmin/dibt-website/Dokumente/Rechtsgrundlagen/MBO.pdf
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2. Voraussetzungen, Rechtsfolgen und 

Umfang der Verfahrensfreistellung  
Die Anforderungen an die Verfahrensfreistellung variieren von Bundesland zu Bundesland. Daher 

werden nachfolgend zunächst die Voraussetzungen beleuchtet, unter denen PV-FFA in den einzelnen 

Landesbauordnungen (LBO) verfahrensfrei gestellt sind. Sodann wird auf die Rechtsfolgen und den 

Umfang der Freistellung eingegangen.  

Freistellungsvoraussetzungen in Baden-Württemberg 

In Baden-Württemberg greift die Verfahrensfreistellung ohne weitere räumliche oder anlagenbezo-

gene Beschränkungen für sämtliche PV-FFA, die im planerischen Außenbereich errichtet werden 

sollen (vgl. § 50 Abs. 1 LBO BW i. V. m. Anhang 1 Nr. 3c)). Dennoch wird die Aufstellung eines Bebau-

ungsplans (B-Plan) regelmäßig erforderlich sein8, es sei denn, es handelt sich um ein nach 

Baugesetzbuch (BauGB) privilegiertes Vorhaben. Im Rahmen der Bauleitplanung für PV-FFA stellt der 

vorhabenbezogene B-Plan aktuell das Standardverfahren dar. Er kann auf Antrag des Vorhabenträ-

gers nach § 12 Abs. 1 BauGB durch die jeweilige Standortgemeinde erlassen werden.9 Dabei 

übernimmt der Projektträger unter anderem die Kosten für Planung und Erschließung in einem städ-

tebaulichen Vertrag10. Ein Anspruch auf Erlass des B-Plans besteht nicht, vielmehr entscheidet die 

Behörde nach eigenem Ermessen, wobei sie das überragende öffentliche Interesse am Ausbau der 

Erneuerbaren (vgl. § 2 S. 2 EEG 2023) berücksichtigen muss11.  

Freistellungsvoraussetzungen in Bayern, Niedersachsen und 

Thüringen  

Umfangreicher ist die Verfahrensfreistellung in Bayern, Niedersachsen und Thüringen geregelt. In 

Bayern und Niedersachsen muss die Solaranlage im Geltungsbereich einer städtebaulichen Satzung 

(oder – in Bayern – im Geltungsbereich einer Satzung nach Art. 81 BayBO) und in Thüringen im Gel-

tungsbereich eines B-Plans liegen. B-Plan und Satzung müssen Regelungen über die Zulässigkeit, 

den Standort und die Größe der Anlage enthalten (vgl. Art. 57 Abs. 2 Nr. 9 BayBO bzw. § 60 Abs. 1 

NBauO i. V. m. 2.3 a) des Anhangs bzw. § 63 Abs. 1 Nr. 3c) ThürBO). Sobald eine dieser Angaben fehlt, 

greift die Verfahrensfreistellung nicht. Da die Satzungen in Bayern und Niedersachsen umfangreiche 

Vorgaben über die Zulässigkeit, den Standort und die Größe der Solarparks treffen, ist davon 

 
8 FAQ zur LBO-Reform 2025, S. 18. Link zum Dokument (letzter Zugriff: 20.01.2026)  
9 KNE (2025): Natur im Solarpark. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026)  
10 BfN (2025): Freiflächen-Solaranlagen (PV-FFA). Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026)  
11 Shirvani (2025): Klimaschutz als Abwägungsbelang in der Bauleitplanung, NVwZ, 447 (449). 

https://mlw.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mlw/intern/Dateien/03_Bauen-Wohnen/Baurecht/1_LBO/2025_08_FAQ_zur_LBO-Reform_2025.pdf
https://natur-im-solarpark.de/planungsschritte/
https://www.bfn.de/freiflaechen-solaranlagen-pv-ffa
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auszugehen, dass es sich auch bei diesen (wie in Thüringen) um einen B-Plan handelt12. Verfahrens-

freie Solarparks müssten somit innerhalb der Bauleitplanung realisiert werden. Lediglich das daran 

anschließende Verfahren der Baugenehmigung entfällt. 

Darüber hinaus sind in Bayern auch nach § 35 Abs. 1 Nr. 8b) BauGB privilegierte PV-FFA ohne ent-

sprechendes Planungserfordernis verfahrensfrei (vgl. Art. 57 Abs. 1 Nr. 3a) bb) BayBO).  

Allgemeine Rechtsfolgen und Umfang der  

Verfahrensfreistellung  

Fällt eine PV-FFA unter einen der genannten Freistellungstatbestände, so ist für ihre Errichtung weder 

ein Baugenehmigungsverfahren noch eine Unterrichtung der Unteren Bauaufsichtsbehörde vorge-

sehen13. Eine dennoch beantragte Baugenehmigung wäre als unzulässig zurückzuweisen14. Für 

Bauanträge, die vor Inkrafttreten der Neuregelungen gestellt wurden, gilt die bisherige Rechtslage 

fort. Allerdings ist eine Rücknahme des Bauantrags möglich, solange noch keine Genehmigung erteilt 

wurde15. 

In Baden-Württemberg sind die Gemeinden dazu ermächtigt, die nach § 50 LBO BW verfahrensfreien 

Vorhaben, etwa zum Schutz von Kultur- und Naturdenkmalen, einem bauverwaltungsrechtlichen 

Kenntnisgabeverfahren nach § 51 LBO BW zu unterwerfen (vgl. § 74 Abs. 1 Nr. 6 LBO BW). Im Kennt-

nisgabeverfahren hat die Baurechtsbehörde die Möglichkeit – also das Recht, nicht aber die Pflicht – 

ein ihr zur Kenntnis gebrachtes Vorhaben auf die Einhaltung der formellen und materiellen öffent-

lich-rechtlichen Vorgaben zu prüfen. Damit trägt weiterhin der Vorhabenträger die Verantwortung 

hinsichtlich der Rechtmäßigkeit seiner PV-FFA.16  

Die Anordnung der Kenntnisgabe erfolgt in Form einer Satzung und ist nur für bestimmte bebaute 

oder unbebaute Teile des Gemeindegebietes, nicht aber für das Gemeindegebiet oder den Außen-

bereich insgesamt möglich.17 

Dem eindeutigen Wortlaut der Regelungen nach bezieht sich die Verfahrensfreistellung lediglich auf 

die Solaranlage als solche. Die Zuwegung zur PV-FFA sowie deren Einzäunung und (technische) 

 
12 Lechner/Busse in: Busse/Kraus, Bayerische Bauordnung, September 2025, Art. 57 Rn. 381.  
13 Weinmann in: Spannowsky/Manssen, BayBO, 34. Auflage 2025, Art. 57 Rn. 8, 9; Ammon et al. (2025): Photovoltaik-Frei-

flächenanlagen: Rechtsfragen zu Rückbauverpflichtungen und Repowering, S. 20. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 

20.01.2026). 
14 Weinmann in: Spannowsky/Manssen BayBO, 34. Auflage 2025, Art. 57 Rn. 22-24. 
15 Gaßner/Reuber in: Busse/Kraus, BayBO, 2025, Art. 64 Rn. 55-60; Gassner in: Spannowsky/Uechtritz, BWLBO, 32. Auflage 

2025, § 53 Rn. 19-23; Fricke in: Spannowsky/Otto, NBauO, 34. Auflage 2025, § 67 Rn. 1-6. 
16 Seith/Heinemann in: Spannowsky/Uechtritz, BWLBO, 33. Auflage 2025, § 51 Rn. 5-6.  
17 Balensiefen in: Spannowsky/Uechtritz, BWLBO, 33. Auflage 2025, § 74, Rn. 84-86.1 

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/photovoltaik-freiflaechenanlagen-rechtsfragen-zu
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Nebenanlagen (z. B. Trafo-Stationen und Batteriespeicher18) unterliegen damit grundsätzlich der Ver-

fahrenspflicht, sofern sie nicht unter einen anderen verfahrensfrei gestellten Vorhabentyp fallen. Die 

Einordnung unter einen passenden Freistellungstatbestand ist allerdings mitunter nicht eindeutig, 

was zu Rechtsunsicherheiten führt:  

▪ In Baden-Württemberg sind nur Nebenanlagen von der Verfahrensfreistellung mitumfasst, 

die als unselbstständiger Anlagenbestandteil technisch-funktional zwingend mit der PV-FFA 

zusammenhängen, weil sie für deren Betrieb technisch erforderlich sind, z. B. Trafo-Statio-

nen. Für angebundene Batteriespeicher kommt eine Einordnung als verfahrensfrei gestellter 

Anlagentyp nach Nr. 1 Buchstabe a) („Gebäude ohne Aufenthaltsräume“) und j) („Gebäude 

für die öffentliche Versorgung mit Elektrizität“) sowie Nr. 4 Buchstabe d) („bauliche Anlagen, 

die der öffentlichen Versorgung mit Elektrizität dienen“) in Betracht19. Ab dem 28. Februar 

2026 sollen von der Verfahrensfreistellung sämtliche technische Nebenanlagen umfasst 

sein. Einzäunungen von PV-FFA im Außenbereich sind nach Nr. 7c) bis zu einer Höhe von 

zwei Metern verfahrensfrei. Ab dem 28. Februar 2026 sollen von der Verfahrensfreistellung 

dann alle zugehörigen Einfriedungen zum Schutz der PV-FFA umfasst sein.  

▪ In Bayern unterliegen Trafo-Stationen und Speicher der Verfahrensfreistellung nur dann, 

wenn sie als Teil von Anlagen der öffentlichen Versorgung mit Wärme oder Elektrizität die-

nen, die gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 3 BauGB privilegiert zulässig sind (vgl. Art. 57 Abs. 1 Nr. 4c 

BayBO). 

▪ In Niedersachsen sind Einfriedungen, die der Nutzung der Solarenergieanlage dienen, bis zu 

zwei Metern Höhe über der Geländeoberfläche als Nebenanlage eines höchstens 50 Meter 

entfernten Gebäudes mit Aufenthaltsräumen verfahrensfrei (vgl. Nr. 6.6.1 des Anhangs zu 

§ 60 Abs. 1 NBauO). Batteriespeicher sind verfahrenspflichtig, während Trafos innerhalb ei-

nes B-Plans bis 75 m³ und im Außenbereich bis 40 m³ verfahrensfrei sind. 

▪ In Thüringen sind Mauern und Einfriedungen unter den Voraussetzungen des § 63 Abs. 1 

Nr. 7a) ThürBO verfahrensfrei.  

▪ Die Zuwegung zur PV-FFA fällt grundsätzlich nicht unter die Verfahrensfreistellung. 

 
18 U. a. zur Frage, wann ein Batteriespeicher als Nebenanlage i. S. v. § 14 BauNVO zu qualifizieren ist vgl. KNE (2025): 

Rechtliche Rahmenbedingungen für Batteriespeicher im Außenbereich – Analyse mit Blick auf Batteriespeicher und So-

larenergie, S. 8. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026). 
19 FAQ zur LBO-Reform 2025, S. 18. Link zum Dokument (letzter Zugriff: 20.01.2026). 

https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/rechtliche-rahmenbedingungen-fuer-batteriespeicher-im-aussenbereich/
https://mlw.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mlw/intern/Dateien/03_Bauen-Wohnen/Baurecht/1_LBO/2025_08_FAQ_zur_LBO-Reform_2025.pdf
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3. Folgen für die Beachtung natur-

schutzrechtlicher Belange  
Auch wenn kein formelles Baugenehmigungsverfahren durchzuführen und die Anlage nicht anzei-

gepflichtig ist, darf eine verfahrensfreie PV-FFA nicht rechtswidrig sein (vgl. § 50 Abs. 5 S. 1 LBO BW 

bzw. Art. 55 Abs. 2 BayBO bzw. § 59 Abs. 3 NBauO bzw. § 62 Abs. 2 LBauO bzw. § 62 Abs. 2 S. 1 

ThürBO). Sämtliche Vorschriften des öffentlichen Rechts, einschließlich des Nachbarschaftsrechts, 

sind vom Vorhabenträger weiterhin zu beachten und entsprechende Genehmigungen einzuholen20.  

Damit müssen auch naturschutzrechtliche Belange bei der Errichtung verfahrensfreier Solarparks be-

achtet werden. Die insoweit einschlägigen Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) 

richten sich mit teils unterschiedlichen Prüftiefen sowohl an die Bauleitplanung als auch an das sich 

anschließende Genehmigungsverfahren21. Entfällt dieses, geht ein Teil der Prüflast von der Bauge-

nehmigungsbehörde auf den Vorhabenträger über: Steht sein Vorhaben in Konflikt zu 

naturschutzrechtlichen Vorgaben und wurde dieser Konflikt nicht bereits im Rahmen der Bauleitpla-

nung bewältigt, muss er die entsprechenden Genehmigungen, Ausnahmen, Befreiungen oder 

Abweichungsentscheidungen eigenständig bei der Unteren Naturschutzbehörde einholen. Gleiches 

gilt für verfahrensfreie Vorhaben, die nach BauGB privilegiert sind und folglich außerhalb der Bau-

leitplanung realisiert werden.  

Anforderungen des BNatSchG in Bezug auf Bauleitplanung 

und Genehmigungsverfahren 

Nachfolgend werden die einzelnen Anforderungen des BNatSchG in Bezug auf Bauleitplanung und 

Genehmigungsverfahren skizziert. Anhand dessen wird auch deutlich, welche Vorgaben bereits auf 

Ebene der Bauleitplanung geprüft werden, und wo weiterer Prüfungsbedarf seitens des Vorhaben-

trägers besteht: 

Geschützte Teile von Natur und Landschaft  

Die Ausweisung von Schutzgebieten, wie etwa Natur- oder Landschaftsschutzgebiete, ist eines der 

wichtigsten Instrumente des Naturschutzes. Sie ist in den §§ 20 ff. BNatSchG geregelt und dient dem 

Erhalt von Arten und Lebensräumen. Innerhalb von Schutzgebieten ist die Errichtung zumeist 

 
20 Weinmann in: Spannowsky/Manssen, BayBO, 33. Auflage 2025, Art. 57, Rn. 22-24; Seith/Heinemann in: Spannowsky/

Uechtritz, BWLBO, 32. Auflage 2024, § 50 Rn. 26, 27; von Waldthausen in: Spannowsky/Otto, 34. Auflage 2025, § 60, 

Rn. 1-36.  
21 Reidt (2025): Der besondere Artenschutz in der verbindlichen Bauleitplanung, UPR, 121 (121). 
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großflächiger Solarparks in der Regel verboten22, wobei Befreiungen unter den Voraussetzungen des 

§ 67 BNatSchG möglich sind. Schutzgebietsausweisungen und die hieraus resultierenden Konse-

quenzen für die Realisierbarkeit der geplanten PV-FFA werden bereits im Rahmen der Bauleitplanung 

berücksichtigt. Insofern besteht für den Vorhabenträger einer verfahrensfreien PV-FFA innerhalb der 

Bauleitplanung kein weiterer Prüfaufwand. Für verfahrensfreie, privilegierte PV-FFA außerhalb der 

Bauleitplanung dagegen liegt die Prüfverantwortung vollständig beim Vorhabenträger. Er muss die 

entsprechenden Befreiungen eigenständig bei der Unteren Naturschutzbehörde einholen. 

Natura-2000-Gebiet  

Auch den gesetzlichen Anforderungen in Bezug auf die Erhaltungsziele eines Natura-2000-Gebiets 

(§§ 31 ff. BNatSchG) ist bereits im Rahmen der Bauleitplanung Rechnung zu tragen. Soll der Solarpark 

innerhalb eines Natura-2000-Gebiets errichtet werden, ist vor Aufstellung des B-Plans zwingend eine 

Verträglichkeitsprüfung durchzuführen, vgl. § 34 Abs. 1 BNatSchG. Ergibt diese, dass die PV-FFA zu 

erheblichen Beeinträchtigungen des Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck 

maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist der B-Plan grundsätzlich unzulässig, § 34 Abs. 2 

BNatSchG. Abweichungsentscheidungen sind nach § 34 Abs. 3 BNatSchG möglich. Ebenso wie bei 

der Ausweisung von Schutzgebieten besteht damit auch in Hinblick auf Natura-2000-Gebiete kein 

weiterer Prüfaufwand für den Vorhabenträger einer verfahrensfreien PV-FFA, die innerhalb der Bau-

leitplanung realisiert wird. Prüfpflichten bestehen jedoch für privilegierte Anlagen außerhalb der 

Bauleitplanung.  

Gesetzlicher Biotopschutz  

Die Vorgaben des gesetzlichen Biotopschutzes (§ 30 BNatSchG) dagegen werden abschließend erst 

im Rahmen der Vorhabengenehmigung geprüft. Auf Ebene der Bauleitplanung findet in der Regel 

lediglich eine überschlägige Prüfung statt, die noch keine definitive Zusage über die Zulässigkeit des 

Vorhabens trifft.23 Damit hat für verfahrensfreie Vorhaben grundsätzlich der Vorhabenträger die Ein-

haltung des gesetzlichen Biotopschutzes sicherzustellen und bei einem möglichen Verstoß 

entsprechende Ausnahmen oder Befreiungen einzuholen. Sind allerdings bereits im Rahmen der 

Bauleitplanung Zerstörungen oder sonstige erhebliche Beeinträchtigungen von gesetzlich geschütz-

ten Biotopen zu erwarten, kann die Gemeinde (muss es aber nicht) nach § 30 Abs. 4 BNatSchG einen 

Antrag auf Ausnahme oder Befreiung stellen. Ist dies erfolgt, bedarf es für die Durchführung eines 

im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren Ausnahmen oder Befreiungen, wenn mit der 

Durchführung des Vorhabens innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 

begonnen wird. 

 
22 KNE (2024): Schutzgebiete des Naturschutzrechts und erneuerbare Energien – Auf einen Blick. Link zur Internetseite 

(letzter Zugriff: 20.01.2026). 
23 Reidt (2025): Der besondere Artenschutz in der verbindlichen Bauleitplanung, UPR, 121 (123). 

https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/schutzgebiete-des-naturschutzrechts-und-erneuerbare-energien/


10 

 

Verfahrensfreistellung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen – © 2026 Kompetenzzentrum Naturschutz und Energiewende 

Besonderes Artenschutzrecht  

Neben den Regelungen zum Gebiets- und Biotopschutz sind die artenschutzrechtlichen Zugriffs-, 

Besitz- und Vermarktungsverbote für besonders geschützte Tier- und Pflanzenarten (§§ 44 ff. 

BNatSchG) zu beachten. Wie beim Gebietsschutz findet auch hier die Prüfung sowie ggf. die Festset-

zung entsprechender Kompensationsmaßnahmen überwiegend bereits im Rahmen der 

Bauleitplanung statt. Etwas anderes gilt aber dann, wenn durch den Solarpark Arten nach Anhang IV 

der Richtlinie 92/43/EWG oder europäische Vogelarten beeinträchtigt werden könnten. In diesem 

Fall kann im Rahmen der Bauleitplanung noch keine finale Entscheidung über die Zulässigkeit des 

Vorhabens getroffen werden. Vielmehr sind artenschutzrechtliche Konflikte dann im Zuge des Ge-

nehmigungsverfahrens zu bewältigen.24 Entfällt dieses, obliegt es dem Vorhabenträger, die 

artenschutzrechtliche Konformität sicherzustellen. Bei Verstoß gegen artenschutzrechtliche Vorga-

ben kann auch für verfahrensfreie Anlagen eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erteilt werden.  

Eingriffsregelung  

Ergänzend25 zu den Regelungen des Gebiets-, Biotop- und besonderen Artenschutzrechts greift auch 

für verfahrensfreie PV-FFA die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung (§§ 13 ff. BNatSchG)26. Ihr 

Zweck besteht darin, die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes und des Landschaftsbildes auch 

außerhalb besonderer Schutzgebiete zu sichern und zu erhalten. Dabei gilt der allgemeine Grundsatz, 

dass erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushalts wenn möglich vermieden werden sollen27. 

Die Eingriffsregelung ist sowohl im BNatSchG als auch im BauGB verankert28. Für verfahrensfreie PV-

FFA bestehen insoweit keine Besonderheiten.  

Eingriffsregelung nach BauGB für verfahrensfreie PV-FFA innerhalb der Bauleitplanung  

Für verfahrensfreie PV-FFA mit Planerfordernis (vgl. Kapitel 2) wird die Eingriffsregelung nach den 

Vorgaben des BauGB vollständig im Rahmen der Bauleitplanung abgeprüft (vgl. § 18 BNatSchG). 

Nach dem insoweit einschlägigen § 1a Abs. 3 BauGB ist der Ausgleich des zu erwartenden Eingriffs 

im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen29. Der Aus-

gleich kann etwa durch geeignete Festsetzungen im Bebauungsplan (vgl. § 9 BauGB) oder 

vertragliche Vereinbarungen mit dem Vorhabenträger (vgl. § 11 BauGB) erfolgen30. Eine 

 
24 Reidt (2025): Der besondere Artenschutz in der verbindlichen Bauleitplanung, UPR, 121 (123). 
25 Köppel/Reisert: Eingriffsregelung, Handwörterbuch der Stadt- und Raumentwicklung 2018, 475 (476) Link zum Doku-

ment (letzter Zugriff: 20.01.2026) 
26 Schrader in: Giesberts/Reinhardt, 75. Auflage 2025, BNatSchG § 13 Rn. 1,2.  
27 Lütkes in: Lütkes/Ewer: BNatSchG, 3. Auflage 2025, § 13 Rn. 1-4. 
28 KNE (2025): Bilanzierung des Kompensationsbedarfs bei Solarparkprojekten − Spezifische Ländervorgaben für die Ein-

griffsregelung, S. 5. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026).  
29 Battis in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 16. Auflage 2025, § 1a, Rn. 11-23.  
30 Dirnberger in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB, 67. Auflage 2025, § 1a Rn. 11; KNE (2025): Städtebauliche Verträge und 

Naturschutzbelange. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026)  

https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/72315/ssoar-2018-koppel_et_al-Eingriffsregelung.pdf
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/72315/ssoar-2018-koppel_et_al-Eingriffsregelung.pdf
https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/bilanzierung-des-kompensationsbedarfs-bei-solarparkprojekten/
https://www.naturschutz-energiewende.de/fragenundantworten/kne-antwort-372_staedtebauliche-vertraege-und-naturschutzbelange/
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Differenzierung zwischen Ausgleich und Ersatz erfolgt dabei nicht31. Auch besteht kein Abwägungs-

vorrang von Ausgleichsmaßnahmen gegenüber anderen flächenbedeutsamen Belangen, wie z. B. der 

landwirtschaftlichen Nutzung32. Schließlich muss zwischen Eingriff und Ausgleich – anders als nach 

BNatSchG – kein unmittelbarer räumlicher Zusammenhang bestehen. Der Ausgleich muss also nicht 

im gleichen Naturraum, wohl aber im selben Gemeindegebiet erfolgen (vgl. § 1a Abs. 3 S. 3)33.  

Eingriffsregelung nach BNatSchG für verfahrensfreie PV-FFA außerhalb der Bauleitplanung  

Besteht für die verfahrensfreie PV-FFA dagegen kein Planerfordernis (vgl. Kap. 2), greifen die natur-

schutzrechtlichen Regelungen der §§ 13 bis 17 BNatSchG, wie bei den nach BauGB privilegierten 

Anlagen34, unmittelbar und uneingeschränkt. Dies hat zur Folge, dass unvermeidbare Eingriffe durch 

gleichartige (in engem räumlich-funktionalen Zusammenhang stehende) Ausgleichs- oder gleichwer-

tige Ersatzmaßnahmen mit weniger strengem räumlichen Bezug real zu kompensieren sind35. Erst 

dann, wenn eine Realkompensation auch durch Ersatzmaßnahmen nicht möglich ist, werden Ersatz-

zahlungen festgesetzt36. Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung zeichnet sich insofern durch eine 

abwägungsfeste Rechtsfolgenkaskade aus37, die im Ergebnis eine Stärkung naturschutzrechtlicher 

Belange impliziert. Nach § 17 Abs. 3 BNatSchG ist für verfahrensfreie PV-FFA verpflichtend eine na-

turschutzrechtliche Eingriffsgenehmigung einzuholen. Diese ist schriftlich bei der Unteren 

Naturschutzbehörde zu beantragen. Da für die Anwendung der Vorschrift das Vorliegen eines Ein-

griffs vorausgesetzt wird, muss der Vorhabenträger zunächst prüfen, ob der von ihm geplante 

Solarpark einen naturschutzrechtlich relevanten Eingriff darstellt.38 In der Regel ist dies der Fall39.  

Allgemeines zur Eingriffsregelung 

In beiden Fällen trifft die Pflicht zur Durchführung der festgesetzten Kompensation den Vorhaben-

träger als Verursacher des Eingriffs (vgl. § 15 BNatSchG). Im Rahmen der Bauleitplanung kann die 

Gemeinde die Kompensationsmaßnahmen allerdings auch vor der Baumaßnahme durchführen und 

eine Kostenerstattung nach § 135a BauGB geltend machen.40 Für sieben Bundesländer, unter 

 
31 Landesbüro der Naturschutzverbände NRW: Besonderheiten der baurechtlichen Eingriffsregelung. Link zur Internetseite 

(letzter Zugriff: 20.01.2026)  
32 Dirnberger in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB, 67. Auflage 2025, § 1a Rn. 14. 
33 Dirnberger in: Spannowsky/Uechtritz, BauGB, 67. Auflage 2025, § 1a Rn. 11; KNE (2024): Bauplanungsrechtliche Teilpri-

vilegierung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen - Ein rechtlicher und naturschutzfachlicher Vergleich mit nicht-

privilegierten Anlagen. Aktualisierte und ergänzte Fassung. 16 S. 7 f. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026).  
34 KNE (2024): Bauplanungsrechtliche Teilprivilegierung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen - Ein rechtlicher und natur-

schutzfachlicher Vergleich mit nicht-privilegierten Anlagen. Aktualisierte und ergänzte Fassung. 16 S. 14. Link zum Do-

kument (letzter Zugriff: 20.01.2026). 
35 Lütkes in: Lütkes/Ewer, BNatSchG, 3. Auflage 2025, § 13, Rn. 15-19.  
36 Ebd., Rn. 20, 21.  
37 Ebd., Rn. 9, 10.  
38 Lütkes in: Ewer/Lütkes, BNatSchG, 3. Auflage 2025, § 17 Rn. 20-22.  
39 KNE (2025): Bilanzierung des Kompensationsbedarfs bei Solarparkprojekten − Spezifische Ländervorgaben für die Ein-

griffsregelung. 30 S. 5. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 26.02.2026) 
40 Schrader in: Giesberts/Reinhardt, 75. Auflage 2025, § 18 Rn. 27.  

https://www.lb-naturschutz-nrw.de/fachthemen/bauleitplanung/vorgaben-fuer-die-bauleitplanung/die-baurechtliche-eingriffsregelung/besonderheiten-der-baurechtlichen-eingriffsregelung.html
https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/bauplanungsrechtliche-teilprivilegierung-von-photovoltaik-freiflaechenanlagen/
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anderem Bayern und Niedersachsen, wurden fachliche Hinweise zur Erfassung, zur Bewertung und 

zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs für Solarparks erstellt41.  

Zusammenfassung 

Die Regelungen des BNatSchG gelten auch für verfahrensfreie PV-FFA uneingeschränkt fort. Mit Ent-

fall des Genehmigungsverfahrens trifft den Vorhabenträger eine erhöhte Prüfverantwortung in 

Bezug auf Vorgaben, die im Regelfall ausschließlich auf Ebene der Vorhabenzulassung geprüft wer-

den. Hierbei handelt es sich vornehmlich um die Anforderungen des gesetzlichen Biotopschutzes. 

Für nach BauGB privilegierte PV-FFA außerhalb der Bauleitplanung – für die keine vorgelagerte Prü-

fung naturschutzrechtlicher Vorgaben erfolgt – hat der Vorhabenträger die Einhaltung sämtlicher 

Regelungen eigenständig sicherzustellen. Die Beantragung von Ausnahmen ist möglich. Darüber 

hinaus besteht grundsätzlich für alle Ge- und Verbotstatbestände des BNatSchG die Möglichkeit zur 

Beantragung von Befreiungen nach § 67 BNatSchG unter den dort genannten Voraussetzungen. Ein-

schränkungen bestehen gemäß § 67 Abs. 1 S. 2 BNatSchG lediglich im Bereich des besonderen 

Artenschutzes. Von den Vorgaben der §§ 44 ff. BNatSchG kann mithin keine Befreiung nach § 67 

Abs. 1 BNatSchG erteilt werden.  

4. Möglichkeiten rechtlicher Absiche-

rung für Vorhabenträger 
Als Absicherung gegen unbeabsichtigte Verstöße und damit verbundene Rechtsunsicherheiten kön-

nen Vorhabenträger in Baden-Württemberg und Niedersachsen einen Bauvorbescheid bei der 

Unteren Bauaufsichtsbehörde beantragen (vgl. § 50 Abs. 5 S. 2 i. V. m. § 57 Abs. 1 LBO BW bzw. § 73 

Abs. 1 NBauO). Er bietet dem Vorhabenträger die Möglichkeit, einzelne Fragen, die ansonsten in der 

Baugenehmigung zu entscheiden sind (also z. B. auch naturschutzrechtliche Belange), verbindlich 

und abschließend klären zu lassen42. Entscheidungsgegenstand und -umfang werden dabei durch 

den Antrag bestimmt43 – es wird also nur über das entschieden, was vom Vorhabenträger abgefragt 

wird. Der Bauvorbescheid beantwortet die Bauvoranfrage des Vorhabenträgers, indem er die zur 

Entscheidung gestellte Frage des Bauvorhabens (bezüglich einer oder mehrerer Genehmigungsvo-

raussetzungen) bejaht oder verneint44. Die zu entscheidenden Fragen sind dabei unter Bezeichnung 

des Bauvorhabens möglichst konkret anzugeben und entsprechende Unterlagen beizufügen, die für 

 
41 KNE (2025): Bilanzierung des Kompensationsbedarfs bei Solarparkprojekten − Spezifische Ländervorgaben für die Ein-

griffsregelung. Link zur Internetseite (letzter Zugriff: 20.01.2026).  
42 Weiblen in: Spannowsky/Uechtritz, BWLBO, 32. Auflage 2025, § 57, Rn. 1,2; Pautsch in: Spannowsky/Otto, NBauO, 

34. Auflage 2024, § 73, Rn. 1-4.1.  
43 OVG Lüneburg Urt. v. 11.7.2007 – 12 LC 18/07, BeckRS 2007, 27487. 
44 BVerwG Urt. v. 23.5.1975 – IV C 28.72, BeckRS 1975, 30436202. 

https://www.naturschutz-energiewende.de/publikationen/bilanzierung-des-kompensationsbedarfs-bei-solarparkprojekten/
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die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrags erforderlich sind45. Der Bau-

vorbescheid gilt drei Jahre (vgl. § 57 Abs. 1 S. 2 LBO BW bzw. § 73 Abs. 2 S. 1 NBauO) und bietet 

damit langfristige Rechtssicherheit für einzelne Zulässigkeitsfragen. Seine Beantragung erfolgt elekt-

ronisch in Textform nach § 126b BGB (vgl. § 50 Abs. 5 S. 2 i. V. m. § 57 Abs. 1 LBO BW bzw. § 73 Abs. 1 

S. 3 NBauO).  

In Bayern und Thüringen besteht eine entsprechende Regelung für verfahrensfreie Vorhaben nicht. 

In Bayern ist die Beantragung eines Bauvorbescheids nach Art. 71 BayBO ausdrücklich nur für geneh-

migungspflichtige Vorhaben möglich. Eine Übersicht über die für das Vorhaben unter Umständen zu 

berücksichtigenden Aspekte (etwa aus den Bereichen Natur- und Denkmalschutz sowie dem Stra-

ßenrecht) enthält der Energieatlas Bayern. Hierbei handelt es sich um ein Internet-Portal der 

Bayerischen Staatsregierung, das kostenlose Informationen, Planungsinstrumente und Entschei-

dungshilfen für Privatpersonen, Kommunen, Unternehmen, Planer und Behörden bereitstellt46.  

Darüber hinaus besteht in Bayern die Besonderheit, dass die Eingriffsgenehmigung nach § 17 Abs. 3 

BNatSchG nicht verpflichtend ist, sondern freiwillig und nach eigenem Ermessen des Vorhabenträ-

gers durchgeführt wird. Mit Art. 6 BayNatSchG ist Bayern insofern von § 17 Abs. 3 BNatSchG 

abgewichen47. Falls eine Genehmigung nach Art. 6 Abs. 3 BayNatSchG beantragt wird, unterscheidet 

sich der Prüfungsumfang nicht von § 17 Abs. 3 BNatSchG. Dies ergibt sich bereits daraus, dass Art. 6 

Abs. 3 BayNatSchG auf § 17 Abs. 3 BNatSchG verweist. Aus Gründen rechtlicher Absicherung ist dem 

Vorhabenträger anzuraten, ein freiwilliges Genehmigungsverfahren zu beantragen. Zusätzlich wäre 

bundeslandübergreifend noch an das Einholen externer Fach- und Rechtsgutachten zwecks eigen-

ständiger Überprüfung der Rechtmäßigkeit des Vorhabens zu denken. Die rechtliche Absicherung 

gegen unbeabsichtigte Rechtsverstöße dürfte auch für Banken oder Investoren eine Voraussetzung 

dafür sein, Geld in ein Projekt zu investieren48.  

5. Konsequenzen bei Verstoß  
Steht der verfahrensfreie Solarpark im Widerspruch zu öffentlich-rechtlichen Vorschriften, kann ge-

gen ihn bauaufsichtsrechtlich vorgegangen werden. Die Prüfung bauaufsichtsrechtlicher 

Maßnahmen erfolgt eigenständig, also ohne vorherige Antragstellung, durch die zuständige Bauauf-

sichtsbehörde. Sie kann aber auch durch Außenstehende, etwa den beeinträchtigten 

Grundstücksnachbarn, erwirkt werden, sofern dieser durch den Solarpark in einer ihn schützenden 

 
45 Weiblen in: Württemberg/Spannowsky/Uechtritz, BWLBO, 32. Auflage 2025, § 57 Rn. 1-78.1. 
46 Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft (2025): Landesentwicklung und Energie, Energieatlas. Link zur Internetseite 

(letzter Zugriff: 20.01.2026) 
47 Schrader in: Giesberts/Reinhardt, BNatSchG, 75. Auflage 2025, § 17 Rn. 25-30.7. 
48 Solarserver (2025): LBO-Reform Ba-Wü: Verfahrensfreiheit kommt, Abstimmungsbedarf bleibt. Link zur Internetseite 

(letzter Zugriff: 20.01.2026)  

https://www.energieatlas.bayern.de/erneuerbare-energien/photovoltaik/themenplattform-planen-genehmigen/genehmigungspflicht
https://www.solarserver.de/2025/04/08/lbo-reform-ba-wue-verfahrensfreiheit-kommt-abstimmungsbedarf-bleibt/
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Norm verletzt wird.49 Im Sinne der Verhältnismäßigkeit wird dabei zunächst versucht, die Rechtmä-

ßigkeit durch nachträgliche Anordnungen sicherzustellen. Für Baden-Württemberg regelt etwa § 64 

LBO BW die Möglichkeit zur Anordnung einer Baueinstellungs- bzw. Stilllegungsverfügung gegen 

materiell-rechtswidrige Vorhaben. Dies gilt auch für Verstöße gegen das Naturschutz- oder sonstige 

Fachrecht, sofern diese schon während der Errichtung festgestellt werden50. Ausreichend ist dabei, 

dass objektiv konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die es als wahrscheinlich erscheinen lassen, dass ein 

mit der Rechtsordnung unvereinbarer Zustand geschaffen wird51. Auch eine Abbruchsanordnung 

oder Nutzungsuntersagung sind möglich, vgl. § 65 LBO BW. In Bayern besteht die Möglichkeit einer 

Baueinstellungsverfügung nach Art. 75 BayBO bzw. Beseitigungsanordnung nach Art. 76 BayBO. In 

Niedersachsen regelt § 79 NBauO Möglichkeiten zum Einschreiten gegen rechtswidrige Baumaßnah-

men. In Thüringen kann gegen rechtswidrige Vorhaben eine Baueinstellungsverfügung nach § 86 

Abs. 1 ThürBO oder eine Beseitigungsanordnung nach § 87 ThürBO verhängt werden.  

Handelt es sich um einen schwerwiegenden Verstoß gegen das Naturschutzrecht, können darüber 

hinaus auch Sanktionen verhängt werden. Je nach Schweregrad des Verstoßes können diese von 

Bußgeldern, etwa bei vorsätzlichen oder fahrlässigen Eingriffen in Natur und Landschaft ohne Ge-

nehmigung nach § 17 Abs. 3 S. 1 BNatSchG (vgl. § 69 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG) bis hin zu 

Freiheitsstrafen, etwa bei wissentlicher Missachtung des artenschutzrechtlichen Störungs- und Tö-

tungsverbots (vgl. § 71 BNatSchG), reichen. Zuständig sind die Naturschutzbehörden der Länder, vgl. 

§ 3 Abs. 2 BNatSchG.  

6. Beteiligungsmöglichkeiten für 

Umweltverbände  
Im Rahmen der Bauleitplanung sind Gemeinden gemäß § 3 Abs. 1 BauGB verpflichtet, die durch das 

Vorhaben betroffene Öffentlichkeit frühzeitig über mögliche Auswirkungen der Planung zu unter-

richten und ihnen Möglichkeit zur Stellungnahme zu geben52. Für verfahrensfreie PV-FFA innerhalb 

der Bauleitplanung bestehen damit in diesem Rahmen Beteiligungsmöglichkeiten auch für Umwelt-

verbände. Darüber hinaus bestehen Mitwirkungsrechte vor der Erteilung einer 

artenschutzrechtlichen Ausnahme (vgl. § 63 Abs. 2 Nr. 4b BNatSchG) sowie – unter bestimmten Vo-

raussetzungen – vor der Erteilung von Befreiungen (vgl. § 63 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG). Dies ist 

insbesondere für verfahrensfreie und nach BauGB privilegierte Solarparks relevant, da für diese keine 

Bauleitplanung mit entsprechenden Beteiligungsmöglichkeiten durchgeführt wird. Im Rahmen der 

 
49 Voßkuhle/Heitzer (2025): Grundwissen – Öffentliches Recht: Bauaufsichtliche Eingriffsbefugnisse, JuS, 319 (323). 
50 Krämer in: Spannowsky/Uechtritz, BWLBO, 32. Auflage 2025, § 64 Rn. 6-19. 
51 VG Stuttgart Beschl. v. 28.07.2021 – 11 K 2322/21, Rn. 30, BeckRS 2021, 40169. 
52 Battis in: Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 16. Auflage 2025, § 3 Rn. 6. 
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Ausnahme- und Befreiungsbewilligung können die Länder allerdings vorsehen, dass von einer Betei-

ligung abgesehen wird, wenn die Auswirkungen auf Natur und Landschaft zu vernachlässigen sind 

(vgl. § 63 Abs. 4 BNatSchG)53.  

Ergänzt werden die Mitwirkungsrechte durch das Recht zur Klage nach § 64 BNatSchG.54 Angreifbar 

sind demnach Befreiungen von Ge- und Verboten zum Schutz bestimmter Gebietstypen (vgl. § 63 

Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG). Daneben sind Klagen auch im Zusammenhang mit der Zulassung von Aus-

nahmen von den artenschutzrechtlichen Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverboten durch 

Rechtsverordnung oder Allgemeinverfügung möglich (vgl. § 63 Abs. 2 Nr. 4b BNatSchG).55 § 64 Abs. 

3 BNatSchG regelt eine Erweiterung der Klagemöglichkeiten durch die Länder56. Darüber hinaus ge-

hende Klagemöglichkeiten bestehen nicht, da es sich bei § 64 BNatSchG um eine abschließende 

Regelung handelt57.  

Die folgende Tabelle beinhaltet eine Gegenüberstellung der Prozessschritte für nicht-privilegierte, 

privilegierte und verfahrensfreie PV-FFA sowie daraus resultierende Beteiligungsmöglichkeiten für 

Umweltverbände. 

  

 
53 Vgl. Art. 45 BayNatSchG; § 49 Abs. 3 NatSchG BW; § 45 Abs. 1a) THNatSchG. In Niedersachsen ist eine Beteiligung nur 

auf Antrag oder bei rechtzeitiger Mitteilung möglich, vgl. § 38 Abs. 1 S. 2 NNatG.  
54 Kleve in: Giesberts/Reinhardt, BNatSchG, 75. Auflage 2025, § 63 Rn. 1-40. 
55 Ebd., § 64 Rn. 1-4.  
56 Vgl. § 50 NatSchG BW. 
57 VGH München, Urt. v. 14.3.2017 – 22 B 17.12, Rn. 22 in NVwZ-RR 2017. 
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Tabelle 1: Vergleich der Prozessschritte und Beteiligungsmöglichkeiten für verfahrensfreie und nicht-verfahrensfreie PV-

FFA  

Prozessschritt Nicht 

privilegierte 

Solaranlage 

Privilegierte  

Solaranlage 

Verfahrensfreie Solaranlage*: 

innerhalb der Bau-

leitplanung 

außerhalb der Bau-

leitplanung 

B-Plan-           

Aufstellung 

Erforderlich Nicht erforderlich Erforderlich Nicht erforderlich 

Beteiligung von 

Umwelt-         

verbänden 

Erfolgt im  

Rahmen der Bau-

leitplanung im 

Zuge der  

Öffentlichkeitsbe-

teiligung 

Nur bei der Ertei-

lung von 

Befreiungen oder 

Ausnahmen 

 

Erfolgt im Rahmen 

der Bauleitplanung 

im Zuge der  

Öffentlichkeitsbe-

teiligung 

Nur bei der Ertei-

lung von 

Befreiungen oder 

Ausnahmen 

Baugenehmi-

gungsverfahren 

Erforderlich; 

Prüfverantwor-

tung bei        

Bauaufsichtsbe-

hörde 

Erforderlich; 

Prüfverantwor-

tung bei 

Bauaufsichtsbe-

hörde 

Nicht erforderlich; 

Prüfverantwortung 

bei Vorhabenträger 

Nicht erforderlich; 

Prüfverantwortung 

bei Vorhabenträger 

Prüfung der Aus-

wirkungen auf 

Natur und Land-

schaft 

Eingriffsregelung 

nach BNatSchG 

und BauGB sowie 

Prüfung von Ar-

ten, Gebiets- und 

Biotopschutz 

Eingriffsregelung 

nach BNatSchG 

sowie Prüfung 

von Arten, Ge-

biets- und 

Biotopschutz 

Eingriffsregelung 

nach BNatSchG und 

BauGB sowie Prü-

fung von Arten, 

Gebiets- und Bio-

topschutz 

Eingriffsregelung 

nach BNatSchG so-

wie Prüfung von 

Arten, Gebiets- und 

Biotopschutz 

Prüfverantwortung 

teilweise bei Vorha-

benträger (vgl. 

Kap. 4) 

* Gültig entsprechend den Landesbauordnungen in Baden-Württemberg, Bayern, Niedersachsen und Thüringen (Stand: 

Januar 2026). 
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7. Fazit  
Mit der Verfahrensfreistellung sollen der behördliche Prüfaufwand reduziert und dadurch der Ausbau 

von PV-FFA beschleunigt werden. Dieses Ziel wird nur bedingt erreicht: Denn zum einen ist lediglich 

die Solaranlage von der Freistellung erfasst; sonstige Nebenanlagen (z. B. Trafo-Stationen und Bat-

teriespeicher) können unter Umständen zwar verfahrensfrei sein. Dies muss allerdings gesondert 

geprüft werden, was zu Rechtsunsicherheit und Verzögerungen bei der Gesamtvorhabenzulassung 

führen kann.  

Zum anderen gehen mit den Neuregelungen Prüfverantwortlichkeiten von der Baugenehmigungs-

behörde auf den Vorhabenträger über. Die durch die Verfahrensfreistellung beabsichtigte 

Zeitersparnis könnte damit durch mangelnde Kompetenzen auf Vorhabenträgerseite konterkariert 

werden. Denn anders als die Mitarbeitenden in den Baugenehmigungsbehörden müssen Antragstel-

ler sich zunächst einmal in die Lage versetzen, die Rechtmäßigkeit ihres Vorhabens einzuschätzen. 

Zu diesem Zweck können einzelne Zulässigkeitsfragen etwa im Rahmen einer Bauvoranfrage geklärt 

werden. Bei einem Verstoß gegen öffentlich-rechtliche Vorschriften drohen im schlimmsten Fall die 

Baueinstellung und zusätzlich noch Bußgelder oder – bei vorsätzlichem Regelbruch – auch Freiheits-

strafen.  

Positiv hervorzuheben ist, dass naturschutzrechtliche Belange uneingeschränkt auch bei Verfahrens-

freistellung zu prüfen und Vermeidungs- und Ausgleichspflichten zu erfüllen sind. Insoweit ein 

Bebauungsplan aufgestellt werden muss, werden naturschutzrechtliche Belange größtenteils bereits 

in diesem Rahmen mitgeprüft (vgl. Tab. 1). Verfahrensfreistellung bedeutet damit zumindest im 

Grundsatz keine Absenkung der naturschutzfachlichen Standards. 

 


